Pressemitteilung zur Klage gegen die Formulierung des Ratsbegehrens am 14.6.15 

Mit dem heutigen Datum wurde seitens der Beauftragten für das Bürgerbegehren Verkehrslandeplatz die Klage vor dem Verwaltungsgericht Bayreuth zurückgenommen. Das heißt, der Bürgerentscheid am kommenden Sonntag wird mit unveränderten Stimmzetteln stattfinden.

Hierfür gab es mehrere Gründe. 

Zum einen ist in bisherigen Verfahren nicht abschließend geklärt worden, welcher Personenkreis gegen ein Ratsbegehren überhaupt rechtlich vorgehen kann. Die Klagebefugnis der Vertreterinnen des Bürgerbegehrens in dieser Sache wurde vom Landratsamt Coburg angezweifelt.

Wichtiger ist allerdings die durch die Tätigkeit der Anwaltskanzlei gewonnene Kenntnis, dass bereits im Vorfeld der Ausarbeitung des Ratsbegehrens vom Landratsamt Coburg Kontakt mit der Regierung von Oberfranken aufgenommen wurde. An die Regierung wurden mehrere vorformulierte Ratsbegehren übermittelt, mit der Bitte, diejenige Formulierung herauszufinden, welche gerade noch eben vor Gerichten Bestand haben könne. Im Landratsamt war man sich laut dem jetzt bekannt gewordenen Schreiben völlig im Klaren darüber, dass eine Vermischung von Fragestellung und Begründungselementen grundsätzlich nicht im Sinne des Gesetzgebers ist. Dies wurde in Kauf genommen, um das Ratsbegehren so effektiv wie möglich gestalten zu können, was den Wünschen der Fraktionsvorsitzenden von SPD, CSU/Landvolk, Freie Wähler und ULB entsprach. Dass ein Ratsbegehren auch in seiner Formulierung „Vorbildwirkung“ haben sollte, wurde mit dieser Vorgehensweise negiert.

Es erstaunt uns vor diesem Hintergrund, dass Stellv. Landrat Rainer Mattern diesen Sachverhalt gegenüber der Tagespresse nicht erwähnt hat, als er auf die Klage gegen das Ratsbegehren angesprochen wurde. Aus rechtlicher Sicht hatte der Landkreis, wie wir nun wissen, ja nichts zu befürchten. Stattdessen nutzte Herr Mattern die anhängige Klage dazu, die Bevölkerung zu verunsichern, eine Absetzung des Bürgerentscheides ins Gespräch zu bringen, und der ÖDP Coburg den Schwarzen Peter zuzuschieben. Diese Vorgehensweise ist aus demokratischer Sicht für uns mehr als fragwürdig.
Wir sind dennoch sehr froh darüber, mit unseren Rechtsbeiständen die Klage in Bayreuth angestrebt zu haben, da wir nur dadurch an die oben genannten Informationen gelangt sind.

Für das in der Stadt Coburg mit hoher Wahrscheinlichkeit bevorstehende Bürgerbegehren für den Erhalt der Brandensteinsebene werden wir diese Erkenntnisse nutzbringend einsetzen.

Neustadt, Lautertal und Bad Rodach, den 9.6.15

Gez. Heidi Rädlein, Angela Ambros, Simone Wohnig (Vertreterinnen des Bürgerbegehrens)  Christoph Raabs (ÖDP-Kreisvorsitzender)

